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Liebe Leserin, lieber Leser,

der Endspurt hat begonnen.
Fünf Sitzungswochen haben
wir im Deutschen Bundestag
noch vor uns. Das merkt man
nicht etwa an schwindender
Energie, sondern am erhöh-
ten Arbeitspensum. Unsere
Tagesordnung im Plenarsaal
ist seit einigen Wochen so
überladen, dass ich mich bei
meinen „Diensten im Plenum“
als Parlamentarische Ge-
schäftsführerin immer an
„Nachtschichten“ erinnert füh-
le – und manchmal auch erst
nach Mitternacht „den Saal
abschließe“, wie wir immer
sagen.

Viele Themen wollen wir
noch vor der Bundestagswahl
abschließen und den Koaliti-
onsvertrag konstruktiv abar-
beiten. Beispiel: Das Lohnge-
rechtigkeitsgesetz haben wir
in der vergangenen Woche
im Bundestag beschlossen,
um endlich die Lohndiskrimi-
nierung von Frauen anzuge-
hen. Beschäftigte in Betrie-
ben mit mehr als 200 Mitar-
beitern haben künftig das
Recht zu erfahren, wie sie im
Vergleich zu anderen bezahlt
werden. In Unternehmen mit
mehr als 500 Beschäftigten
muss darüber hinaus regel-
mäßig geprüft werden, ob
Frauen systematisch benach-

übernehmen wollen. Deshalb
muss die Ehe endlich auch
gleichgeschlechtlichen Paa-
ren offenstehen. In 14 EU-
Staaten ist das heute bereits
der Fall. Eine überragende
Mehrheit von 83 Prozent der
Deutschen findet, dass dies
auch in Deutschland Realität
werden sollte. Nachdem wir
eine Rehabilitierung der Op-
fer der Schwulenverfolgung
nach §175 Strafgesetzbuch
auf den Weg gebracht haben,
ist es höchste Zeit die Be-
nachteiligung gleichge-
schlechtlicher Paare zu been-
den.

Ganz persönlich habe ich
mich gefreut, dass auf Initiati-
ve der SPD-
Bundestagsfraktion jetzt das
HIV-Hilfegesetz geändert und
damit den Betroffenen des
„Blutprodukteskandals“ Pla-
nungssicherheit gegeben
wird. Die Anzahl der Betroffe-
nen ist gar nicht so groß,
aber wir setzen mehr soziale
Gerechtigkeit ganz praktisch
für die Menschen um und das
zählt. Mehr dazu lesen Sie
auf Seite 2.

Ich wünsche Ihnen ein paar
schöne Ostertage…

Herzliche Grüße

Bärbel Bas

teiligt werden. Zusammen mit
den SPD-Erfolgen für eine
bessere Vereinbarkeit von
Familie und Beruf, der Frau-
enquote und dem Mindest-
lohn ist das Gesetz ein wichti-
ger Meilenstein hin zu einem
fairen Arbeitsmarkt.

Die SPD möchte mehr, doch
mehr geht mit der Union of-
fenbar nicht. Während wir
uns an den Koalitionsvertrag
halten, blockieren CDU und
CSU sogar die getroffenen
Vereinbarungen wie beim
Rückkehrrecht in eine Voll-
zeitbeschäftigung und bei der
Solidarrente. Deshalb kann
man es nur immer wiederho-
len: Themen, die wegen einer
Blockade der Union in dieser
Legislaturperiode nicht durch-
gehen sollten, setzen wir
nach der Wahl mit einem
Bundeskanzler Martin Schulz
wieder auf die Tagesordnung.
Das Thema Lohngerechtig-
keit ist bei ihm schon jetzt
ganz oben auf der Agenda.

Das Gleiche gilt im Übrigen
für die "Ehe für alle". Die SPD
-Bundestagsfraktion hat ei-
nen Gesetzentwurf zur Öff-
nung der Ehe für gleichge-
schlechtliche Paare vorge-
legt. Wir wollen ein gerechtes
und modernes Land. Familie
ist überall dort, wo Menschen
Verantwortung füreinander
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Neues aus Berlin

„Politik bedeutet ein starkes
langsames Bohren von har-
ten Brettern mit Leidenschaft
und Augenmaß zugleich" –
wie wahr dieser berühmte
Satz des deutschen Soziolo-
gen Max Weber ist, erfahre
ich in meiner politischen Ar-
beit fast täglich. Umso schö-
ner, wenn die Leidenschaft
sich auszahlt und im Ergeb-
nis zu einem Gesetz wird,
das vielen Menschen endlich
eine Sicherheit gibt, auf die
sie viel zu lange verzichten
mussten.

Die Rede ist von den Opfern
des so genannten
„Blutprodukteskandals“, der
vor rund 30 Jahren Deutsch-
land erschütterte. In den 80er
Jahren wurden fast 90 Pro-
zent aller ständig behand-
lungsbedürftigen PatientIn-
nen mit Hämophilie (so ge-
nannte „Bluter“) durch ver-
seuchte Blutprodukte mit HIV
infiziert – ein Schicksal, das
ihnen hätte erspart bleiben
können, wenn nicht Behör-
denversagen und Gewinn-
streben zu unverantwortli-
chem Handeln geführt hätte.
Rund 60 Prozent der durch
kontaminierte Blutprodukte
ausgelösten HIV-Infektionen
hätten verhindert werden
können – dies stellte ein vom
Bundestag eingesetzter par-
lamentarischer Untersu-
chungsausschuss fest. 1995
wurde durch das HIV-
Hilfegesetz (HIVHG) die Stif-
tung „Humanitäre Hilfe für
durch Blutprodukte HIV-
Infizierte Personen“ ins Le-
ben gerufen. Diese leistet aus

Satz, der wirklich niemanden
kalt lassen kann.

Seit 2009 bohre ich mit an
diesem harten Brett, und ich
bin sehr froh, dass meine
SPD-Bundestagsfraktion jetzt
endlich durchgesetzt hat,
dass die Stiftung langfristig fi-
nanziert wird. Ab 2019 sollen
die Hilfsleistungen für die Be-
troffenen außerdem dynami-
siert werden und sich den An-
passungen in der gesetzli-
chen Rentenversicherung an-
schließen. Auch das ist über-
fällig: Die Zahlungen an die
Betroffenen waren seit 1995
nicht ein einziges Mal an die
Inflation angepasst worden.
HIV-infizierte Personen erhal-
ten momentan 766,94 Euro
im Monat. Liegt eine AIDS-
Erkrankung vor, erhöht sich
die Zahlung auf monatlich
1.533,38 Euro. Kinder haben
nach dem Tod eines infizier-
ten Elternteils Anspruch auf
monatlich 511,29 Euro bis
zum Abschluss der Berufs-
ausbildung.

Zukünftig wird der Bund die
finanziellen Mittel für die Stif-
tung alleine aufbringen und
dafür rund 8,7 Millionen Euro
jährlich zur Verfügung stellen.
Ab 2019 steigt der Betrag we-
gen der Dynamisierung auf
etwa neun bis zehn Millionen
Euro. Auch wenn ich die
Pharmaindustrie und das
DRK weiterhin in der morali-
schen Pflicht sehe: Ich bin
froh, dass wir den Betroffe-
nen nun endlich die Sicher-
heit geben können, die ihnen
so lange verwehrt wurde.

humanitären und sozialen
Gründen den Betroffenen fi-
nanzielle Hilfe und wurde
durch den Bund, die Länder,
die involvierten pharmazeuti-
schen Unternehmen und das
Deutsche Rote Kreuz
(DRK)finanziert.

Schon lange war klar, dass
die ursprünglich angelegten
Stiftungsmittel nicht ausrei-
chen werden. Dennoch sah
das HIVHG bisher eine Auf-
hebung der Stiftung vor,
wenn die Mittel für die finanzi-
elle Hilfe erschöpft sind. Bei
Gründung der Stiftung dachte
man noch, dass die damals
bereitgestellten Summen für
die Lebenserwartung der Be-
troffenen ausreichen würden.
Doch Gott sei Dank ist durch
den medizinischen Fortschritt
und verbesserte Therapie-
möglichkeiten eine HIV-
Infektion heute kein Todesur-
teil mehr. Ich bin seit meinem
Einzug in den Deutschen
Bundestag 2009 Mitglied des
Stiftungsrates und musste
seitdem Jahr für Jahr erle-
ben, wie das Bundesgesund-
heitsministerium bei Pharma-
industrie und DRK um Nach-
zahlungen geworben hat, und
wie diese immer zögerlicher
kamen und eine zuverlässige
Planung für die Betroffenen
unmöglich machten.

Ein Betroffener schrieb mir in
dieser Situation: „Es fühlt sich
an, als ob ich mich dafür ent-
schuldigen müsste, noch am
Leben zu sein und nicht in die
Sterbekalkulation der Geld-
zahler hineinzupassen“. – Ein

Sicherheit für die Opfer des „Blutprodukteskandals“
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Neues aus Duisburg

+++Auszug aus meinem Kalender+++
+++07.04.: Eröffnung Kanu-
leistungszentrum+++

+++07.04.: 25 Jahre Unter-
nehmerfrauen Duisburg+++

+++07.04.: Europacamp
NRW Jusos+++

+++22.04.: Der MSV gewinnt
gegen den FSV Frankfurt+++

+++24.04.-28.04.: Sitzungs-
woche des Bundestages+++

+++Weitere Termine:
www.baerbelbas.de +++

Gute Nachricht für Familien in
Duisburg: Der Bund fördert
mit dem Programm “Sprach-
Kitas“ zwölf Kitas, die von
überdurchschnittlich vielen
Kindern mit besonderem
sprachlichen Förderbedarf
besucht werden. Insgesamt
fließen somit 1.189.585 Euro
nach Duisburg. Bereits mit
der 1. Förderwelle (bis Ende
2019) hatte der Bund seit An-
fang 2016 sechs Duisburger
Kitas gefördert. Zum Jahr
2017 hat das SPD-geführte
Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Ju-
gend mit der 2. Förderwelle
(bis Ende 2020) die Mittel auf-
gestockt und die Zahl der
„Sprach-Kitas“ verdoppelt.

Spannendes Programm und ein Gruppenfoto unter der Kuppel des Reichstagsgebäudes: Vom
29. März bis 1. April besuchten mich 50 politisch-interessierte DuisburgerInnen in Berlin.

1,1 Millionen Euro für
Kitas in Duisburg

Offene Bürgerversammlung mit Thomas
Oppermann und Sören Link

Rund 120 BürgerInnen sind
am 3. April meiner Einladung
zu einer offenen Bürgerver-
sammlung in den Kleinen
Prinz gefolgt und haben die
Gelegenheit zur Diskussion
mit dem Duisburger Oberbür-
germeister Sören Link, dem
Vorsitzenden der SPD-
Bundestagsfraktion Thomas
Oppermann und mir wahrge-

nommen. Offen war nicht nur
die Teilnahme für jeden Inte-
ressierten, sondern auch die
Themen der Diskussion. Ne-
ben lokalpolitischen Themen
wie Kommunalfinanzen und
ÖPNV in Duisburg kamen die
Zukunft der Altersvorsorge,
die Ehe für alle und die PKW-
Maut zur Sprache. Ein wichti-
ges Thema war auch die Zu-
wanderung aus Bulgarien
und Rumänien. Lob gab es
von Thomas Oppermann für
die „Klarheit und Entschlos-
senheit“ von Sören Link. Wer
nicht dabei sein konnte, kann
sich die Veranstaltung auf der
Facebook-Seite der SPD Du-
isburg noch einmal anschau-
en: http://bit.ly/2p4v6r6
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Bis zum nächsten Mal, ich
freue mich drauf, Bärbel Bas

Mein Tagebuch

Der Jugendring Duisburg or-
ganisiert die U18-
Landtagswahl, um erste Er-
fahrungen mit dem Wahlakt
zu vermitteln und politisches
Interesse zu wecken. Tolle
Aktion, tolles Engagement.
Deshalb übernehme ich gerne
die Schirmherrschaft. Politik
können wir nur gemeinsam
richtig gut machen. Weitere
Infos: Jugendring Duisburg
unter 0203/26246 oder
mail@jugendring-duisburg.de.

„Depression: let’s talk“ ist das
Motto des heutigen Weltge-
sundheitstages. Manchmal ist
Schweigen nicht Gold, son-
dern Blei. Deshalb müssen
wir mehr Betroffene zum Re-
den ermutigen. Hier mein Vi-

deo-Tipp zum Thema: https://
youtu.be/1UiA32Qv4yE

Bärbel Bas mit Brille? Am
Wochenende gab‘s in Duis-
burg und bei Facebook eine
Rarität zu sehen. Des Rätsels
Lösung in der BASis Info: Ich
durfte wegen einer Untersu-
chung 2 Tage keine Kontakt-
linsen tragen. Die Brille bleibt
also die Ausnahme, aber
Danke für den Zuspruch.

Neues zum Schluss

Duisburg-Essen. Die beiden
haben mich in den letzten Wo-
chen bei der Arbeit im Ge-
sundheitsausschuss begleitet
und einige Plenardebatten live
mit verfolgt. Das vielfältige
Veranstaltungsangebot des
Praktikantenprogrammes der
SPD haben sie ebenfalls gut
genutzt und unter anderem
die Regierungspressekonfe-
renz und das ARD-
Hauptstadtstudio kennen ge-
lernt. In ihrem Praktikumsbe-
richt bedanken sie sich: „Das
gesamte Team stand uns im-
mer zur Seite und auch Bärbel
hatte immer ein offenes Ohr
für uns“. Den Dank kann ich
zurück geben!

Praktikum im Doppelpack

Matthis Stenner (22) und
Vincent Walther (17) haben
sich zwischen März und April
in Berlin unser Praktikanten-

büro geteilt. Vincent geht
noch zur Schule, Matthis stu-
diert im vierten Semester Po-
litikwissenschaft an der Uni


